
Berlin/Dreieich (cs/ms) –
Zahnersatz aus Meisterhand:
Herzlich lachen – ein Leben
lang.Unter diesem Motto wur-
den im Oktober vergangenen
Jahres vom VDZI drei Anzei-
gen in der Bild-Zeitung ge-
schaltet. Ziel der Werbekam-
pagne war es, zur anstehen-
den Bundestagswahl im
Herbst 2002 möglichst me-

dienwirksam auf das Zahn-
techniker-Handwerk hinzu-
weisen und auf dessen qualita-
tiv hochwertig gefertigte Pro-
dukte aus Meisterhand auf-
merksam zu machen.
So entschied sich der VDZI,
nachdem er einige Monate
zuvor von einer Agentur an-
gesprochen worden war, das
Angebot einer Image-Aktion
in Deutschlands meist gelese-
ner Tageszeitung anzuneh-
men. Das für die Gemein-
schaftsaktion benötigte Geld
brachten die 550 teilnehmen-
den Labore auf, die dafür je-
weils per Kleinanzeige regio-
nal mit ihrer Adresse vorge-
stellt wurden. Fehlende Be-
träge sollten anteilig aus den
Verbandskassen beglichen
werden. Als Dankeschön für
alle Teilnehmer sollte es zu-
dem ein kostenloses Probe-

Abo des Life-Style-Magazins
„MAX“ geben.
Natürlich ist der Erfolg einer
solchen Aktion – vor allem was
die Langzeitwirkung betrifft –
immer etwas schwierig zu
messen.Fest steht jedoch,dass
die dreitägige Zeitungskam-
pagne zunächst ein voller Er-
folg war. Die eigens vom VDZI
parallel zur Aktion stunden-
weise eingerichtete Experten-
Hotline glühte förmlich, so-
dass es manchem der rund 600
Anrufer kaum gelang, durch-
zukommen. Zudem wählten
sich täglich bis zu 2.000 Besu-
cher auf der zusätzlich einge-
richteten und noch heute akti-
ven Internetseite www.zahn-
ersatzberater.de ein. Über feh-
lende Aufmerksamkeit konnte
man sich also keineswegs be-
klagen.Jedoch,so gut die Kam-
pagne auch angenommen

wurde, ein Punkt trübt den-
noch die Stimmung der Den-
tallabore.
Bis heute warten diese auf das
versprochene MAX-Abo.
„Wir sind hier,so muss man es
leider sagen,Versprechungen
des Agenten aufgesessen, die
dann nicht mehr gehalten

werden konnten“,so der VDZI
in einem der Redaktion von ei-
nem betroffenen Labor zuge-
leiteten Schreiben. „Unser
Fehler war,dass wir auf Grund
der Termineile im vergange-
nen Jahr zu sehr auf die per-
sönlichen Zusagen vertraut
haben“,so der Verband weiter.

Zudem müsse man sich dafür
entschuldigen, dass man In-
nungsmitgliedern, „die Aus-
kunft über den Verbleib der
Abos begehrten, lange Zeit
keine zufrieden stellende Ant-
wort geben konnte, weil wir
selbst im Unklaren gewesen
sind.“ 

(dh) – Aus Schreiben der Bar-
menia und Allianz Kranken-
versicherung,welche der Red-
aktion vorliegen, geht hervor,
dass diese auch weiterhin ver-
trags- und rechtswidrige Kür-
zungen der Erstattungsleis-
tungen bei den Dentallabor-
kosten planen. Auf Grund der
unsicheren rechtlichen Lage
empfiehlt es sich, einen
Rechtsstreit nur nach vorlie-
gender Kostendeckungszu-
sage durch eine Rechtsschutz-
versicherung zu beginnen. Da
der Streitwert meist in keinem

Verhältnis zu den zu tragen-
den Risiken steht, haben die
Versicherer gute Karten, ohne
Prozess weiterhin ihre Spiele
mit den Versicherten zu spie-
len. Wagt der betroffene Pa-
tient allerdings das Risiko ei-
ner Klage und besteht auf Er-
stattung des nicht übernom-
menen Restbetrages, so
stehen seine Chancen laut
VDZI-Rechtsanwalt Thomas
W. Schüßler* bei einigen Ge-
richten recht gut.
Die Klageschriften hierfür
müssen jedoch besonders de-

tailliert verfasst sein und sorg-
fältig die Problematik darstel-
len.Von der PKV gekürzte Ein-
zelpositionen müssen Zeile
für Zeile mit einer genauen
Beschreibung,welcher Betrag
aus welchem Grund unrecht-
mäßig gekürzt wurde, aufge-
schlüsselt werden. Nur so
kann die Verschleierungstak-
tik des Versicherers umgan-
gen werden. Die privaten
Krankenversicherer greifen
außerdem gern bei ihren Aus-
führungen auf teilweise ver-
altete und für sie besonders

günstige Urteile zurück, ob-
wohl durchaus eine andere
rechtliche Sichtweise der
Dinge möglich ist.
Der VDZI stellt eine von 
RA Schüßler verfasste und 
mit Erläuterungen versehene
Liste der patientenfreund-
lichen Urteile auf Anfrage zur
Verfügung.

* RA Schüßler ist Senior-Part-
ner der überörtlichen Rechts-
anwaltssozietät Schüßler &
Partner GBR (Würzburg und
Stuttgart).
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Gute Chancen bei Rechtsstreit
PKVen kürzen rechtswidrig Erstattungsleistungen bei Dentallaborkosten
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VDZI räumt Fehler ein
Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen bei Image-Aktion mit der 
Bild-Zeitung haltlosen Versprechungen aufgesessen

(cs) – Nachdem die privaten
Krankenversicherungen
(PKV) in den letzten Wo-
chen mehrfach deutlich ge-
macht haben, dass sie die
Neuregelung des Zahner-
satzes als falsche Weichen-
stellung ablehnen,zogen sie
nun auch ihr Angebot eines
Zahnersatz-Einheitstarifs
zurück. Hatte man kürzlich
noch verlauten lassen, je-
dem Mitglied der gesetz-
lichen Krankenversiche-
rung (GKV) für einheitlich
7,50 € im Monat die ZE-Kos-
ten zu erstatten, will man
nun davon nichts mehr wis-

sen. Dieser Preis hätte ge-
golten, wenn für den Zahn-
ersatz eine allgemeine Ver-
sicherungspflicht allein bei
den PKVen vorgeschrieben
worden wäre. Nachdem nun
jedoch auch die GKVen eine
solche Zusatzversicherung
anbieten dürfen, könne es
einen einheitlichen ZE-Ver-
bandstarif nicht mehr ge-
ben.
So werden „die Unterneh-
men der privaten Kranken-
versicherungen ... nach
Kenntnis der Details der po-
litischen Einigung entschei-
den, ob und zu welchen Be-

dingungen sie ein Angebot
für die Absicherung des
Zahnersatzes machen“, so
der Direktor des Verbandes
der privaten Krankenversi-
cherung, Volker Leienbach,
gegenüber der FAZ.
Hatten die PKVen bei der
Kalkulation des Einheitsta-
rifs zunächst auf eine um-
lagefinanzierte Kopfpau-
schale zurückgegriffen,
müssten sie nach Angaben
der FAZ jetzt wieder ihre
bisherigen Kalkulations-
grundlagen verwenden.
Demnach würden private
ZE-Tarife nach Risiken ge-

staffelt, personenbezogen
und unter Einschluss von
Altersrückstellungen er-
mittelt werden.
Während man bei den
GKVen damit rechnet, dass
der Gesetzesentwurf für
den ZE-Tarif den Grundsatz
der Familienversicherung
festschreiben wird – derzeit
ist von einem Monatsbei-
trag von 6 € die Rede – üben
die PKVen weiter Kritik. Sie
monieren, dass es den
GKVen gestattet werde, die
Absicherung des Zahner-
satzes zu einem „Dumping-
preis“ anzubieten.

Das Geschäft mit Brücken und Kronen
Private Kassen ziehen Angebot eines Einheitstarifs für Zahnersatz zurück

Berlin (cs) – Nach zähem Hin
und Her, vielfältiger Kritik
und teilweiser Ablehnung ha-
ben sich die Volksparteien
endlich zur Gesundheitsre-
form durchgerungen. Wieder
war zunächst eine Nachtsit-
zung fällig geworden, bis
auch beim letzten Streitpunkt
Zahnersatz ein halbwegs ver-
nünftiger Kompromiss ge-
funden war, sodass die Füh-
rungsgremien von SPD und
CDU der von Regierung und
Opposition gemeinsam ver-
abredeten Gesundheitsre-
form endlich zustimmen
konnten.

Hatten die beiden Verhand-
lungsführer, Sozialministe-
rin Ulla Schmidt (SPD) und
Horst Seehofer (CSU), sich
schon früh darauf verstän-
digt,den Zahnersatz von 2005
an aus dem Leistungskatalog
der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) zu strei-
chen und durch eine private
Zusatzversicherung zu erset-
zen, musste nun „nur“ noch
das Wie geregelt werden.Dies
war jedoch bei weitem keine
einfache Entscheidung.Wäh-
rend CDU-Parteichefin An-
gela Merkel darin ein Pilot-
projekt sah, um künftig auch

andere Kassenleistungen zu
privatisieren, versprach
Kanzler Gerhard Schröder
(SPD) stets, den Zahnersatz
eben nicht allein dem Markt
zu überlassen. Die nun er-
zielte Einigung sieht vor,dass
die Versicherten einen monat-
lichen Zusatzbeitrag von ca.
6 € zu zahlen haben, der die
Kosten abdeckt,auch für Ehe-
partner und Kinder. Mit die-
sem Angebot der GKVen kön-
nen die privaten Kassen je-
doch nicht Schritt halten, da
diese teurer kalkulieren. In-
sofern würde das Geschäft
mit dem Zahnersatz vor allem

den gesetzlichen Anbietern
überlassen.
Wen wundert es da, dass die
privaten Krankenversicherer
rebellieren.

Schwere Entscheidung
Regierung und Union einigen sich auf Gesundheitsreform

Weiterer Fahrplan Gesund-
heitsreform
Anfang September 2003 sind wei-
tere Fraktionsklausuren festgelegt.
Stimmen die Koalitions- und Unions-
fraktionen zu, könnte in der zweiten
Septemberwoche ein Gesetzesent-
wurf in den Bundestag eingebracht
werden. 
Am 8. September nimmt das Parla-
ment nach der Sommerpause wie-
der seine Arbeit auf. Ziel ist es, dass
der Bundesrat dann am 26. Septem-
ber zustimmen und die Gesundheits-
reform im Bundestag beschlossen
werden kann. 
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